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Franzöſiſches Mißtrauensvotum für Wirth
Sentrum, Demokratie und Sozialdemokratie bereiten ſich nach einer event. Demiſſion des jetzigen
Kabinetts auf ein neues Kabinett Wirth vor Mißglückter Botſchaftervorſtoß in London

droht ſchon wieder mit einer Beſetzung des Ruhrgebietesund Paris Frandbkreich
Nach Wirth Wirth

Berlin, 12. Oktober.
Das Reichskabinett trat heute vormittag um 9 Uhr zu

der von uns angekündigten Sitzung über die oberſchleſiſche
Frage zuſammen. Um 112 Uhr wurde die Sitzung aus
geſetzt, und eine halbe Stunde ſpäter traten die Kabinetts-
mitglieder erneut zu einer Beratung zuſammen. Von halb-
amtlicher Seite wird zu den Preſſemeldungen über Un
ſtimmigkeiten im Kabinett mitgeteilt, daß dieſe Ge-
rüchte nicht zutreffen.

Wenn auch zahlreiche Anzeichen dafür vorhanden ſind,
daß die ungünſtigen Nachrichten über die Entſcheidung ſich
bewahrheiten dürften, ſo liegen doch authentiſche Nachrichten
über den Beſchluß der Viererkommiſſion des Völkerbund-
rates in Berlin noch nicht vor. Ja, man nimmt an, daß es
noch einige Tage dauern wird, bis ſie der Reichs-
regierung zugegangen ſind.

Aus parlamentariſchen Kreiſen erfahren wir, daß die
Einberufung des Auswärtigen Ausſchuſſes
vorausſichtlich zu morgen vormittag erfolgen kann. Die
Fraktionen des Reichstages traten heute vormit-
tag noch nicht zuſammen. Man hält in parlamentariſchen
Kreiſen Fraktionsbeſprechungen für überflüſſig, bevor nicht
poſitive Nachrichten vorliegen, die es den Fraktionen ekmög
lichen, endgültig Stellung zu nehmen. Heute nachmittag
beriet ein engerer Ausſchuß der Demokraten über Richt-
linien, die in einer Sitzung aufgeſtellt werden ſollen, die im
Laufe des morgigen Tages die Mitglieder der Reichs und
Landtagsfraktionen und des Reichswirtſchaftsrates auf-
ſtellen wollen.

Die Stellung der Parteien zu der Frage, ob
das Kabinett Wirth zurücktreten ſolle oder nicht, läßt ſich
ungefähr ſo formulieren: Die Demokraten ſind wie
im Frühjahr bei ähnlicher Gelegenheit der Meinung, daß
das Kabinett ſofort ſeine Demiſſion beſchließen
müſſe, wenn auch vorläufig nur konditionell, d. h. für den
Fall, daß die offiziell bekanntgegebene Entſcheidung des
Völkerbundrates wirklich ſo lauten ſollte, wie aus den bis-
herigen Berichten zu entnehmen iſt.

Dagegen hört man von den Sozialdemokraten,
daß ſie in der heutigen Beſprechung mit dem Reichspräſi-
denten und dem Reichskanzler vor übereilten
Schritten gewarnt und angeraten haben, auf jeden
Fall zunächſt die offizielle Mitteilung der Beſchlüſſe des
Völkerbundrates abzuwarten, ehe endgültig Stellung ge-

nommen werde.
Es bleibt abzuwarten, welche der beiden Auffaſſungen

im Kabinett die Mehrheit finden wird. Demokraten und
Zentrum, ſoweit ſie den Rücktritt des Kabinetts
Wirth als Demonſtration befürworten, denken offenbar
daran, daß die Bildung des neuen Kabinetts doch
wieder Dr. Wirth übertragen werden ſoll. Auch
die Sozialdemokraten halten daran feſt, daß das nächſte
Kabinett für den Fall einer Demiſſion Dr. Wirth
heißen müſſe.

Alle drei Parteien ſcheinen, ſo meint die „Voſſ. Ztg.“
dazu, übereinſtimmend der Meinung zu ſein, daß die
unterbrochenen Verhandlungen über die Bil-
dung einer Koalition der Mitte und über die Umbildung
des Reichskabinetts fortgeſetzt und zu einem Ab-
ſchluß gebracht werden ſollen, nur daß es ſich dann nicht
um eine Um-, ſondern Neubildung des Reichskabinetts
handeln würde. Wenn aber dieſe Abſichten beſtehen, dann
iſt es unverſtändlich, warum man durch eine Geſamt-
demiſſion die Schwierigkeiten dieſer Verhand-
lungen über die Koalition noch ſteigern will.

Soweit läßt ſich bis jetzt die innere Entwicklung der
Dinge beurteilen. Nach außen hin iſt zunächſt abzuwarten,
inwieweit die deutſchen Botſchafter in Paris und London
ihren Auftrag, beeinfluſſend auf den Gang der Verhand
lungen in Genf einzuwirken zu verſuchen, erfüllen konnten.
per wird uns aus Paris unter dem 12. d. M. ge

eldet:
Der deutſche Botſchafter in London, Dr, Sthamer,

und der deutſche Botſchafter in Paris, Dr. Mayer, ent
ledigten ſich geſtern ihrer Aufträge auf dem Quai d'Orſay
bzw. im Foreign Office und legten Proteſt gegen eine Auf-
keilung des oberſchleſiſchen Jnduſtriegebiets ein. Dem
z;Fcho de Paxis“ zufolge führte Dr. Mayer aus, daß
der Verſailler Friedensvertrag die Teilung des oberſchleſi-
ſchen Gebietes nicht geſtatte. Wenn aber dem Rechte
Deutſchlands Gewalt angetan werden ſollte, könne das
Kabinett Wirth nicht weiter in ſeiner verſöhnlichen Haltung
bebarren, und das Ahkommen von Wiesbaden, die Ab

rüſtung uſw. würden hinfällig werden. Dr. Mayer habe
auch von der Möglichkeit einer De miſſion des Kanzlers
geſprochen. Ueber die Beſprechungen des deutſchen Bot
ſchafters in London, Dr. Sthamers, mit Lord Curzon er-
fährt der Londoner Korreſpondent des „Petit Pariſien“,
daß der deutſche Botſchafter auf die Gefahr hingewieſen
habe, die die Regierung Wirth laufe, wenn den gerechten
Anſprüchen Deutſchlands auf Oberſchleſien nicht Genugtuung
widerführe. Dem „pPetit Pariſien“ zufolge hätte Lord
Curzon die Unterredung kurz abgebrochen und dem deut
ſchen Botſchafter ohne Zweideutigkeit erklärt, daß die eng-
liſche Regierung geduldig die Entſcheidung des Völkerbund-
rates erwarte und in dieſer Angelegenheit nur eine Aufgabe
kenne, nämlich die vollkommene Durchführung der Entſchei
dung in Gemeinſchaft mit den Alliierten.

Die franzöſiſche Preſſe erklärt zur oberſchleſiſchen An
gelegenheit, daß für Deutſchland keine Hoffnung beſtehe, den
bereits gefaßten Beſchluß des Völkerbundrates irgendwie
noch in letzter Stunde beeinfluſſen zu können. Wenn die
Regierung Wirth ihre Demiſſion geben wolle, ſo würde man
ihr in Paris nicht viel Tränen nachweinen. Denn ſie be-
weiſe durch ihre Demiſſion, wie das „Petit Journal“ aus
führt, daß ſie entweder ſchwach ſei oder aus Be
rechnung handle. Wenn das Kabinett Wirth nicht in der
Lage wäre, jetzt die öffentliche Meinung in Deutſchland ſo
zu beeinfluſſen, daß ſie die Entſcheidung über Oberſchleſien
ruhig hinnehme, dann könnte man ſich in Frankreich über
das Verſchwinden dieſer Regierung tröſten, weil man ihr
wegen der Durchführung anderer eingegangener Verpflich-
tungen kein Vertrauen entgegenbringen könne. Das
„Petit Journal“ glaubt nicht, daß die Regierung Wirth
wirklich ſo ſchwach ſei, wie ſie ſich ſtelle. Der Kanzler und
ſeine Kollegen wüßten genau, daß Deutſchland Oberſchleſten
nicht ganz würde erhalten können. Wenn ſie ſich jetzt in
Klagen und Drohungen ergehen, wollen ſie nur den
Anſchein erwecken, daß ſie die deutſche Anſchauung bis zu
Ende verfechten. Durch Demiſſionsdrohungen hofften die
Mitglieder der Regierung Wirth die Alliierten zu beun
ruhigen und ſich dadurch den Beifall der Deutſchen Volks-
partei zu gewinnen.

Die maßgebende franzöſiſche Preſſe erklärt ferner, daß
der Reichskanzler Wirth zu Erpreſſungen
greife, wenn er auf die Folgen aufmerkſam mache, die
eine für Deutſchland ungünſtige Entſcheidung in der ober-
ſchleſiſchen Frage zur Folge haben müſſe. Alle ſolche
Drohungen ſeien zwecklos. Das Blatt „Victoire“
erklärt, wenn Deutſchland ſich gegen den Völkerbundbeſchluß
auflehne, ſo würde das die ſofortige ganze Beſetzung des
Ruhrgebiets zur Folge haben, und in. dieſem Falle würde
keine Macht dagegen proteſtieren. Deutſchland möge ſich
über den Verluſt in Oberſchleſien mit der Ausſicht tröſten,
daß es vielleicht in 20 Jahren 6 MillionenDeutſch-Oeſterreicher einverleiben könne.
„Echo de Paris“ iſt noch nicht einmal mit der Entſcheidung
zufrieden. Weiter führt er aus, man wiſſe in Deutſchland
ſehr gut, daß Deutſchland gar kein Recht auf das
ganze Jnduſtriegebiet habe. Daß dieſe Anſicht in
die Debatte geworfen worden ſei, ſei ein Regiefehler von
ſeiten der Alliierten geweſen.

Die Genfer Beratungen beendet
w. Genf, 12. Oktober.

Das Gutachten des Völkerbundrates über die
oberſchleſiſche Frage iſt fertig geſtellt. Es gelangt noch
heute abend an den Oberſten Rat. Privatmeldungen
über die Linie in Oberſchleſien wurden bisher vom Völkerbunds
ſekretariat dementiert. Es beſtätigt ſich vtelmehr, daß die
geſtern übermittelten Angaben des W. T. B. im allgemeinen zu
treffen. Der Rat ſchließt heute die Genfer Tagung ab, nachdem
er am vormittag noch eine lange Vollſitzung abgehalten hat. Am
nachmittag ſollen noch einige Beſprechungen ſtattfinden. Abends
verlaſſen die meiſten Mitglieder des Rates bereits Genf, falls
nicht noch w. Verzögerungen eintreten, was un
wahrſcheinlich iſt. on einer öffentlichen Sitzung, die in den
Kreiſen des Sekretariats gewünſcht wird, will man abkſehen, da
gegen wird das Jnformationsbüro des. Völkerbunder, um die
öffentliche Meinung zu beruhigen, abends eine längere Mit-
teilung über den Verlauf der Tagung ausgeben, die jedoch
keinerlei Angaben über die Löſung ſelbſt enthält. Der Oberſte
Nat bzw. die Botſchafter konferenz ſollen morgen zur
Prüfung des Gutachtens des Völkerbundsrates inParis guſummenireien gleichzeitig ſollen die notwendigen

Polizeimaßnahmen in Oberſchleſien getroffen werden.
Wenn alle dieſe Vorbereitungen beendet ſind, wird das Gutachten
des Völkerbundsrates als Beſchluß des Oberſten Rates veröffent
licht. Man rechnet damit, daß die Veröffentlichung am
Sonnabend oder Sonntag gleichzeitig in den Haupt
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„Deutſchnationale Kartoffelpreiſe“
Von deutſchnationaler Seite in Oſtpreußen wird uns

geſchrieben:

Das „vBerliner Tageblatt“ brachte kürzlich einen Aufſatz
Deutſchnationale Kartoffelpreiſe“, der einige Aufmerkſam-

keit verdient. Ein „gelegentlicher Mitarbeiter“ in Königs
berg ſchreibt hierin dem „Berl. Tageblatt“ u. a.: „Ein vor
kurzer Zeit von der Deutſchen Demokratiſchen Partei in
Königsberg unternommener Verſuch, durch zwiſchenpartei-
liche Beſprechungen in freundſchaftlichem Sinne auf die oſt
preußiſche Landwirtſchaft dahin einzuwirken, daß ſie zum
mindeſten der minderbemittelten Bevölkerung, in erſter
Linie den durch die Verhältniſſe ſchwer betroffenen Klein
rentnern Lebensmittel zu Vorzugspreiſen liefert, ſcheiterte
an dem geſchloſſenen Widerſtande der Vertreter der Land
wirtſchaft.

Dazu iſt folgendes feſtzuſtellen: Die Demokratiſche Par
tei hat tatſächlich Vertreter ſämtlicher Parteien, mit Aus
nahme der Kommuniſten, zu einer gemeinſamen Beſprechung
geladen, in der eine Ausſprache über eine etwaige Hilfs-
aktion zugunſten der Minderbemittelten erfolgen ſollte. Wie
zu erwarten war, nahmen die Mehrheitsſozialdemokraten
und die Unabhängigen am erſten Tage lediglich als Horcher
teil, erklärten am Ende der Sitzung, wie gewöhnlich, ſich
leider nicht bindend erklären zu können und kamen auch zu
den ferneren Sitzungen nicht mehr. Da ihnen anſcheinend
eine Hilfsaktion in dem gedachten Sinne und damit eine
Ueberbrückung der Kluft zwiſchen Stadt und Land nicht nur
gleichgültig, ſondern ſogar im Gegenteil recht unangenehm
wäre, verſagten ſie wohl ihre weitere Mitarbeit an dieſem
Werke der Nächſtenliebe.

Auf Antrag der Deutſchnationalen wurden zur nächſten
Sitzung Vertreter der verſchiedenen wirtſchaftlichen Ver-
bände geladen, da dieſe naturgemäß in erſter Linie ſich
hierzu äußern mußten. Jn dieſer Sitzung wurde nach ein-
gehender Ausſprache, in der ſich beſonders auch nicht
agrariſche Vertreter der Deutſchnationalen Volkspartei und
der Deutſchen Volkspartei beteiligten, feſtgeſtellt, daß die
Aktion, die von der Demokratiſchen Partei vorgeſchlagen
war, praktiſch undurchführbar ſei. Man kam ferner (wohl
ziemlich einſtimmig) zu dem Ergebnis, daß heute eine
Lebensmittelaktion wie durch Volksküchen, auch nicht mehr
ſo am Platze ſei, wie es in Kriegszeiten der Fall war, weil
heute der Grund für die allgemeine Not nicht wie in Kriegs
zeiten Lebensmittelmangel, ſondern Geldmangel ſei. Daher
wurde die Frage erörtert, an die Regierung heranzutreten
mit der Bitte um eine größere Geldunterſtützung zugunſten
Minderbemittelter; und nachdem dieſer Plan wegen ſeiner
Ausſichtsloſigkeit fallen gelaſſen war, wurde gleichzeitig von
einem Vertreter der Landwirtſchaft und einem Vertreter der
Deutſchnationalen Volkspartei der weitere Vorſchlag gemacht,
an die wohlhabenden Kreiſe aller Berufe, aller Stände und
Parteien in der Provinz mit dem Entwurf einer groß
zügigen Finanzaktion heranzutreten, und auf dieſe Weiſe
alle Wohlhabenden (nicht nur die der Landwirtſchaft) zu er
faſſen und ſo ein wirklich großzügiges Werk zu ſchaffen.
Dieſer Vorſchlag war auffälligerweiſe dem Vorſitzenden der
Demokratiſchen Partei außerordentlich unſympathiſch. Er
ſprach ſich direkt dagegen aus und erklärte, ſo gewaltige Mit
tel, wie ſie hierfür gebraucht würden, würde eine derartige
Aktion niemals herbeiſchaffen. Nun bedenke man, daß es ſich
um Geld letzten Endes doch immer handelt. Nach dem
Vorſchlage der Demokraten ſollen dieſe großen Geldmengen
(vertreten durch Lebensmittel) hauptſächlich die Landwirte
tragen, während nach dem Vorſchlage der Deutſchnationalen
nicht dieſer Kreis allein die Laſten tragen ſollte, ſondern der
große Kreis aller Wohlhabenden in der Provinz, alſo auch
Demokraten! Trotzdem die überwiegende Mehrzahl der Ver-
ſammlungsteilnehmer für den deutſchnationalen Vorſchlag
war, und trotzdem der Verſammlunggsleiter, der Vorſitzende
der Demokratiſchen Partei, gebeten wurde, und dies zu-
ſagte, eine neue Sitzung einzuberufen, zu der die maßgeben-
den Geldgeberkreiſe aufgefordert werden ſollten, um über
dieſen Vorſchlag zu ſprechen, ſind viele Wochen ins Land ge
gangen, ohne daß man von der Sitzung zur Erörterung des
Planes etwas hörte. Die Demokraten glauben ihr Geld an
ſcheinend beſſer zur Erhöhung des Abktienkapitals der
„Hartungſchen Zeitung“ verwenden zu können, um auf dieſe
Weiſe den notleidenden Mittelſtand zu ſättigen.

Was nun ſchließlich die in dem genannten Aufſatz er
wähnten deutſchnationalen Kartoffeln“ des Kreiſes
Wehlau angeht, ſo haben ſich dort und in anderen Kreiſen
allerdings die deutſchnationalen Landwirte bereit erklärt,
zunächſt ihren bedürftigen Parteifreunden nicht nur Kar



koffeln, ſondern auch Roggenmehl zu billigen Preiſen zu
liefern. Sollten die gelieferten Lebensmittelmengen aus
reichend ſein, ſo werden ſie auch über den Kreis der Partei
freunde zur Ausgabe gelangen. Wo ſteht aber geſchrieben,
daß mit 25 Mark der Erzeugerpreis der Kartoffeln auch nur
annähernd für den Landwirt gedeckt wird? Eine ſolche Er
klärung lieſt nur der Berichterſtatter des „Berliner Tage
blattes“ aus der Wehlauer Bekanntgabe heraus, da es ihm
zur Agitation gegen die Deutſchnationalen vaßt; oder ſollten
demokratiſche Landwirte der Auffaſſung ſein, daß 25 Mark
die. Erzeugungskoſten ausgleichen? Tatſächlich handelt es
ſich bei der Aktion in Wehlau und in den anderen oſtpreußi-
ſchen Kreiſen lediglich um praktiſche Sozialpolitik, ermöglicht
durch den Opferwillen der Landwirtſchaft und durch die
Arbeitsfreudigkeit derjenigen Städter, die ſich zum Wohle
ihrer notleidenden Mitmenſchen in den Dienſt der guten
Sache geſtellt haben.

Was nützt alles Gerede und Geſchreibe über Sozial
politik der Parteien, wenn Taten nicht folgen? Wenn
Deutſchnationale aber praktiſche ſoziale Arbeit nicht nur
wünſchen, ſondern in die Tat umſetzen, fördern und damit
das ausführen, was andere nur im Munde führen, dann
wird ihnen von den anderen der Knüppel zwiſchen die
Beine geworfen und den Helfern unlautere Abſichten unter
geſchoben. Es erſcheint uns im Jntereſſe der Allgemeinheit
beſſer, wenn man über die unternommene Aktion nicht ein
ſeitig gefärbte und gehäſſige Artikel ſchreibt, ſondern ähn
liche helfende Schritte zur Abhilfe der Notlage weiter
Volkskreiſe unternehmen würde, auch wenn das Opfer er
fordern ſollte.

Otto von Gierke
Otto von Gierke, einer der bedeutendſten Juriſten

unſerer Zeit, c einer der hervorragendſten Männer unſeres
deutſchen Volkes, iſt Montag abend verſchieden. Jm Januar
hatte der knorrige Alte, ein echter kraftvoller Sohn des
Pommernlandes, in Rüſtigkeit ſein achtzigſtes Lebensjahr
vollendet, ſo daß man die Hoffnung hegen durfte, er würde
noch weiter in ſchöner, behaglicher Altersruhe ſich der großen,
wohlerworbenen Ehren erfreuen können, die ihm ſeine
großen wiſſenſchaftlichen Verdienſte und ſolche um das Ge
meinwohl des geſamten Volkes eingetragen haben.

Wie kaum ein anderer ſeiner Zeitgenoſſen hat Otto von
Gierke zur Vertiefung der deutſchen Rechtswiſſenſchaft auf
allen Gebieten dieſer vielverzweigten Diſziplin viel geleiſtet.
Gierkes grundlegendes Werk war das „Deutſche Genoſſen-
ſchaftsrecht“ (4 Bände, 1868 bis 1913), worin er einen unge
heuren Stoff bewältigte. Jn ſeinem Buche „Die Genoſſen-
ſchaftstheorie und die deutſche Rechtſprechung“ (1887) führte
er ſodann das Genoſſenſchaftsrecht für die Praxis durch.
Dann kann ſeine Kritik des Entwurfs zum Bürgerlichen Ge-
ſetzbuch, durch die er zahlreiche deutſche Rechtsgedanken
rettete und endlich ſein monumentales Werk über „Deutſches

„Privatrecht“, wovon ſeit 1895 drei Bände erſchienen ſind.
Als einer der Führer des Juriſtentages, als Vorſitzen

der der Juriſtiſchen Geſellſchaft, im Verein für Sozialpolitik,
vor allem aber als Lehrer der Univerſität, hat Otto von
Gierke ſeine Wiſſenſchaft bereichert. Eine oft angeſtaunte
Kenntnis der Gerichtsentſcheidungen, ſowie der geſamten
Litevatur, ein ſtarkes Gefühl für die Bedürfniſſe des Lebens
vereinigten ſich, um eine im höchſten Sinne ſchöpferiſche
Jurisprudenz entfalten zu können. Und den Mut, den
Gierke in jungen Jahren auf dem Felde der Ehre gezeigt,
den er im politiſchen Kampfe bewährt hat, zeigte er auch als
Gelehrter, indem er die ſchwierigſten Rechtprobleme an
ſchnitt, an die ſich ſobald kein anderer wagte.

Beſonders darf Berlin um ihn trauern, denn der Sohn
des Stettiner Gerichtspräſidenten, der 1848 vorübergehend
Juſtizminiſter geweſen iſt, kam in jungen Jahren nach Ber
lin, erhielt hier 1860 mit ſeiner Diſſertation über die Lehens-
ſchulden die Doktorwürde und habiliteirte ſich hier 1867
als Privatdozent. Seit dieſer Zeit war Gierke, mit Aus
nahme von fünfzehn Jahren Breslauer und Heidelberger
Tätigkeit Mitglied der Berliner Univerſität, zu deren
glänzendſten Zierden er gehörte. Hier war er, wie einſt
Schüler, ſo Nachfolger Beſelers, und er hat, um ein Wort
ſeines Kollegen Ernſt Heymann zu gebrauchen, das Werk

Beſelers, von deſſen intuitiv gefundenen Genoſſenſchafts-
theorien ſeine Forſchung ausging, fortgeſetzt und hiſtoriſch
und philoſophich vertieft.

Aber Otto von Gierkes Leben ging in ſeinen Auswir-
kungen weit über die Wiſſenſchaft hinaus und drang tief
ins praktiſche Leben ein; er ward allgemein als ein juriſti
ſcher Praeceptor Germanige anerkannt. Dazu befähigte ihn
vor allem ſeine charaktervolle Geſinnung. Dieſer aufrechte
deutſche Mann mit dem wallendn Haar und Bart noch im
Alter eine hochragende, ſchöne ungebeugte Erſcheinung,
der zwei Feldzüge mitgemacht hatte, 1871 mit dem Eiſernen
Kreuz heimkehrte, hat auch als Sozialpolitiker ſtets in de
vorderſten Reihe geſtanden und hat durch manches form-
vollendete Gedicht von der Schönheit ſeiner Seele Kunde ge
geben, eine Perſönlichkeit von adliger Geſinnung, der durch
Verleihung des preußiſchen Adelstitels 1911 die offizielle
Anerkennung dieſer Geſinnung zuteil ward. Gierke, der Ge
heimer Juſtizrat war, Doktor verſchiedener Fakultäten,
Ritter des Ordens Pour le merite, hat auch ſonſt noch man-
r Auszeichnungen bei ſeinen verſchiedenen Jubiläen

ten.

Landtagsvertagung wegen Oberſchleſien
Berlin, 12. Oktober.

Bei Beginn der heutigen Sitzung des Landtages, der ſich
über den feſtgeſetzten Zeitpunkt hinausdehnte, bemerkte man eine
auffallend ſtarke Beſetzung des Hauſes. Die Landesboten be
fanden 3 ſichtlich in großer Erregung. Die oberſchleſiſche
Frage bildete den Gegenſtand der Geſpräche, und die Führer der
Fraktionen ſtanden mit dem Präſidenten Leinert in lebhafter
Unterhaltung.

Als der Präſident die Sitzung eröffnete, auf deren Tages
ordnung als erſter Gegenſtand die Große Anfrage der Sozial
demokraten über die Perſonalpolitik des Miniſters Dominicus
und über das Vorgehen des i Statiſtiſchen Landes
amtes gegen Angeſtellte, die eine ſchwarz-rot-goldene Fahne ge
hißt hatten, ſtanden, nahm der Abg. Herold (Ztr.) unter allge-
meiner Aufmerkſamkeit das Wort zur Geſchäftsordnung: Mit
Rückſicht auf die folgenſchwere und ſchwerwiegende Entſcheidung
über Oberſchleſien beantragte gung der Sitzung. Die
bürgerlichen Parteien unterſtrichen e Forderung durch leb
haften Beifall. Der Mehrheitsſoziali raun, der frühere preu
ßiſche Miniſterpräſident, bemerkte namens ſeiner Fraktion, ſie
könne dem Antrag nicht zuſtimmen, obwohl auch ſie die Be-deutung der oberſhleſi ſchen Frage anerkenne. Auch der Unab-

hängige Leid erklärte im Namen ſeiner Fraktion, keine Notwen-
digkeit für eine Vertagung einzuſehen. Beide Erklärungen wur-
den von den bürgerlichen Parteien mit Unruhe entgegengenom-men. Der. Kommuniſt König ſchloß ſich den Alleſüheungen
ſeiner Vorredner an.

Das Haus beſchloß dann mit ſämtlichen Stimmen der
bürgerlichen Parteien gegen die drei ſozialiſtiſchen Parteien die
Vertagung auf morgen nachmittag 2 Uhr. (Lärm und Zwiſchen-
rufe bei den Sozialiſten.)

Ueber die Tagesordnung der morgigen Sitzung entſpinnt
ſich eine längere Erörterung zur Geſchäftsordnung, in deren
Verlauf Miniſter Dominicus namens der Staatsregierung die
Bitte ausſpricht, die ſozialiſtiſche Anfrage über ſeine Perſonal-
politik, die der Präſident abſetzen wollte, doch an die erſte Stelle
der morgigen Tagesordnung zu ſetzen. Abgeordneter Herold
wünſcht die Entſcheidung über dieſen Punkt ſo lange auszuſetzen,
bis die oberſchleſiſche Frage geklärt ſei. Jn der Abſtimmung
wird mit 154 gegen 118 Stimmen beſchloſſen, die Anfrage morgen
nicht zur Beratung zu ſtellen.

Gegen Verſailles und ſeine Lüge
Die „Münchener Neueſten Nachrichten“ ſchreiben zu der ſich

aus der oberſchleſiſchen Frage ergebenden Situgation: Die ſcharfe
Belaſtungsprobe trifft auf eine nicht gefeſtigte Reichs
regierung, auf einen Reichstag nicht vom Volk, ſondern von
Parteiführern, auf ein nicht einiges Volk. Die Entſcheidung des
Völkerbundes kann zu Deutſchlands ſchwerſten Opfern führen.
Heute noch iſt es Zeit, das Chaos zu vermeiden. Dazu aber iſt
eins not: daß die Beratungen in Berlin in dieſer kritiſchen
Stunde einzig und allein das Wohl des Reiches im Auge haben.
Ein Hineinzerren von egoiſtiſchen Parteierwägungen in die Ent
ſcheidung müßte als Hochverrat ſtigmatiſiert werden. Genützt
muß werden die Weltpſychologie des Augenblickes. Angeſichts der
kataſtrophalen Wirtſchaftslage der ganzen Welt iſt die Aufgabe
für die deutſche Regierung gekommen, nicht in weinerlicher Ge-
rechtigkeit, wohl aber im Bewußtſein der Verantwortung von
60 Millionen Menſchen die Offenſive zu ergreifen gegen Ver
ſailles und ſeine große Lüge.

Wie die „Münchener Zeitung“ hörr, reamnet man in pon,tiſchen Kreiſen damit, daß, falls der Genfer Beſchluß zu un
gunſten eine ausfällt, der bayeriſche Landtag ſofort zu
einer gemeinſamen Kundgebung des bayeriſchen Volkes einbe,
rufen wird.

Die Konferenz von Venedig
Von unſerem Wiener Mitarbeiter wird uns geſchrieben:Die Sonne daß der italieniſche Verſuch of der Konferenz

zu Venedig die burgenländiſche Frage raſch und zufriedenſtellend
zu löſen, von Erfolg begleitet ſein wird, iſt gering. Bundeskanzler
Schober wird auf der Forderung beharren, daß Weſtungarn in
r vertragsmäßigen Grenzen, alſo einſchließlich der Stad
Oedenburg, frei von Jnſurgenten, übergeben werde. Ez
iſt fraglich, ob Ungarn geſonnen ſei, dieſen Anſpruch zu erfüllen.
Die Berichte, welche von der ungariſchen Grenze einlaufen, ent
rollen ein Bild, das kaum geeignet erſcheint, an einen Verlauf der
Verhandlungen im Sinne der berechtigten Forderungen Oeſter
reichs zu glauben.

Namentlich in den parlamentariſchen Kreiſen wird den Ver
handlungen in Venedig mit großem Peſſimismus ent egengeſehen.

Der r des italieniſchenAußenminiſters Toretta geht im weſentlichen dahin, daß
Oeſterreich im vorhinein zumindeſt auf einen Teil des ihm nach
dem Friedensvertrag von Saint-Germain zuſtehenden Gebietes
von Weſtungarn verzichten ſoll. Es iſt ſehr unwahrſcheinlich,
daß Toretta, der mit ſeinen Sympathien offenkundig auf Seite
Ungarns zu ſtehen ſcheint, eine Garantie hinſichtlich der Säube-
rung Weſtungarns von den Banden übernehmen kann oder will,
ſo daß dadurch allein ſchon die Konferenz ſcheitern müßte.

Selbſt wenn es gelingen ſollte, über diefe Klippe hinwegzu
kommen, müßten die territorialen Fragen ein kaum zu überwin-
dendes Hindernis darſtellen. Ein Verzicht auf weſtungariſches

Gebiet würde die öſterreichiſche Regierung veranlaſſen, die Frage
der Reviſion des Friedensvertrages aufzuwerfen
und jedem Anſinnen auf Verzicht auf Teile Weſtungarns die
Kompenſationsforderung auf deutſchſüdtiroler Gebiete entgegen-
zuſtellen. Es iſt kaum anzunehmen, daß Jtalien nach dieſer Rich-
tung zu Konzeſſionen bereit wäre, ſo w auch daraus angenom-
men werden kann, daß die Konferenz in Venedig kaum mit einem
poſitiven Ergebnis enden wird.

Indeſſen nimmt die ungariſche Bandenbewegung auffallend
zu. Es handelt ſich hierbei nicht bloß um eine regere Tätigkeit
im Burgenlande, ſondern auch um militäriſche Maßnahmen im
ungariſchen Hinterland. Das Burgenland iſt, wie überein-
ſtimmende Meldungen verſichern, von ſtarken, gut ausgerüſteten
Abteilungen beſetzt, die militäriſch wohlorganiſiert ſind. Jm
Budapeſter Monturdepot werden täglich etwa 1200 einrückende
Ziviliſten eingekleidet. Es handelt ſich hierbei offenbar nicht um
jenen Jahrgang 1900, von dem die Ungarn vehaupten, daß er
zur Komplettierung ihrer Armee auf 35 000 Mann unbedingt
nötig ſei, ſondern um andere Jahrgänge. Dieſe Einrückungen
und Einberufungen werden trotz dem Einſpruch der Kontrollkom-
miſſion ungeniert fortgeſetzt.

Gerüchte, die immer hartnäckiger auftauchen, konſtruieren einen
Zuſammenhang zwiſchen den Ereigniſſen in Weſtungarn, der
monarchiſtiſchen erung in Bahern und den neueſten Anſchluß-
aktionen in Tirol. ie dem auch ſei, es beſteht die Gefahr, daß,
was immer in Venedig beſchloſſen werden mag, möglicherweiſe andem Widerſtand der Sanven ſcheitern könnte. Das entſcheidende

Wort wird dann jedenfalls die große Entente ſprechen, falls ſie
dazu noch imſtande iſt.

Das Urteil im Velberter Hochverratsprozeß
w. Leipzig, 12. Oktober.

Jm Velberter Hochverratsprozeß wurde heute nachmittag
das Urteil verkündet. Es wurden verurteilt: Der Schloſſer
Wilhelm e aus Velbert wegen Hochverrates zu 5 Jahren
6 Monaten Feſtung; wegen Beihilfe zum Hochverrat der
Schloſſer Franz Waltersbach aus Velbert zu 3 Jahren Feſtung,
der Dreher Wilhelm Hähner aus Velbert, der Schloſſer Karl
ws aus Velbkert, der Friſeur Max Schröder aus Düſſeldorf
der Erdarbeiter Wilhelm Stoß aus Velbert, der Maſchiniſt Paul
Düppers aus Velbert und der Schloſſer Ernſt Gathmann aus
Velbert zu je 2 Jahren Feſtung, der Kaufmann Hans Maſſen
aus Velbert zu 1 Jahr 6 Monaten Feſtung, der Former Ewald
Schroth aus Velbert und Frau Thereſe Stoß zu je 1 Jahr
8 Monaten Feſtung, und wegen Nötigung, begangen in Gemein-
ſchaft mit anderen, der Optiker Erich Löwenthal aus Elberfeld
zu 3 Monaten Gefängnis. Freigeſprochen wurde der Kaufmann
Artur Thomas aus Düſſeldorf.

Den Angeklagten wird der größte Teil der erlittenen Unter
ſuchungshaft auf die Strafe angerechnet. Bei Löwenthal wird
die Strafe durch die Unterſuchungshaft für verbüßt erachtet,
Sämtlichen Angeklagten wurden mildernde Umſtände zugebilligt,
da ſie nicht aus ehrloſer Geſinnung gehandelt haben und des
feſten Glaubens waren, einer guten Sache zu dienen.

Roſe Ferron
565) Roman von Liesbet Dill, Halle a. S.

(Nachdruck verboten.

„Vorbei, vorbei, lebt wohl! Kommt wiederl“ riefen ſie
ihnen nach, und die Soldaten auf ihren Pferden wandten
ſich noch einmal um. „Wir kommen wieder!“ Jhre Ge-
ſichter erhellten ſich unter den Sturmhelmen. Man füllte
ihnen die Taſchen, zum letzten Male reichte man ihnen den
erfriſchenden Trunk herauf. Die Kinder liefen voraus und
trugen ihnen die ſchweren Lanzen, die Waffen, das Gepäck,
man hob die Buben auf die Pferde, auf die Wagen, und ſie
fuhren mit, ſtrahlend ſtolz, glücklich, den Augenblick in ſeiner
grauſamen Tragik noch nicht erfaſſend, froh, mit „ihren Feld-
grauen

„Lebt wohl!“ Es war ein einziger Schrei, der aus tau
ſend Kehlen quoll. Die alten Männer, Krieger von ſiebzig,
ſtanden mit ihren Ehrenzeichen,
der Ecke des Bahnhofs und ſchauten den Truppen nach.
Hatten ſie doch in den Regimentern ſelbſt einmal gedient,
die letzten übriggebliebenen Veteranen eines ſiegreichen
Feldzuges. Vorbei, vorbei, keine Sedanfeſte mehr, keine
deutſchen Fahnen. keine deutſchen Adler würde man mehr
ſehen. Ueber die Brücken wälzte ſich der endloſe, graue Sol
datenzug, an dem, ach, nichts Glänzendes mehr war. Alle
waren grau, beſchmutzt wie die abgewetzten Uniformen, und
die Geſichter ſchauten ernſt unter den Helmen hervor, Geſich-
ter von Knaben und Greiſen Das kam und verſchwand,
und die Augen der alten Männer feuchteten ſich langſam
ſie ſchämten ſich, ſie wandten ſich ab

Auf der anderen Seite des Fluſſes warteten ſchon ner
vös die Sieger, um ihren Einzug zu halten, während jen-
ſeits noch immer die Züge rollten. Jeder deutſche Soldat
wollte mit. Sie kletterten auf die Wagen und klammerten
ſich den ſchon abfahrenden ſchwerbeladenen Zügen noch an
die Trittbretter, nur nicht zurückbleiben und in Ge-
fangenſchaft geraten!

Schwarz wimmelte es von Menſchen um den Bahnhof,
unaufhörlich ertönten die grellen eiligen Pfiffe der Loko-

denen andere zu antworten ſchienen. Unaufhörlich

mit eisgrauen Bärten an

quollen große weiße Wolken unter dem Dach der Halle her
aus, ſchnaubten die Züge und in die Unterführungen, noch
überdacht und abgeblendet von den Fliegertagen, quollen die
Menſchen in breiten beweglichen ſchwarzen Schlangen.

Roſe ſtand mit der Menge zuſammengedrängt am Ein
gang des Bahnhofes. Die Frauen weinten laut, alle Hände
waren in Bewegung, während droben die Züge fuhren,
überall war ein Toſen und Rufen, es brandete um ſie wie
ein Meer.

Da plötzlich ſah ſie den, den ſie unbewußt geſucht hatte.
Ein junger magerer blonder Offizier trat raſch aus der
Unterführung heraus, den Mantel über dem Arm, und
warf einen Blick um ſich nach einem Kofferträger. Aber es
war niemand da. So bückte er ſich und trug den ſchweren
Koffer ſelbſt mit fort. Jm Vorübergehen ſchaute er ſich un
willkürlich um. Und er ſah Roſe.

Er blieb ſtehen, als ob er nicht recht wiſſe, was er tun
ſolle.

Aber Roſe, ohne zu wiſſen, was und wie das geſchah,
hatte ſich vorgedrängt und im Augenblick lag er in ihren
Armen.

„Mutter!“
„Mein Junge!“ klang es erſtickt, „mein Jobſt!“

v v

Er war ebenſo überraſcht wie Roſe, denn weder ſie hatte
ihn heute erwartet, noch er gehofft, auf dieſer Durchreiſe, die
ſo Hals über Kopf vor ſich gegangen war, ſeine Mutterr
wiederzufinden.

Er wußte ja nicht einmal, wo ſie lebte.
„Ach, *Nutter, wie glücklich ich bin!“ Er ſtreichelte ihr

immer die Hand. „Gib mir das andere“, ſagte ſie und be
packte ſich mit ſeinem Mantel.

„Aber nein, der iſt befleckt und zerriſſen, es iſt das
einzige, was ich gerettet habe“, wehrte er.

Sie gingen Arm in Arm durch die wogende Menſchen
menge. Unter deutſchen Fahnen, Muſik, und einem Rufen
und Jauchzen gingen ſie wie in einem glücklichen Traum.
Wie viele Jahre waren es, ſeit ſie ſich nicht mehr geſehen!
Sie rechneten es aus: „Zwölf“,

Wie ähnlich er ſeinem Vater ſah! Das Profil nur
ager gemeißelt und ein Paar lachende, ſtrahlende Augen

e er
Er erzählte, er kam aus dem Weſten, er hatte dort auf,

einer Feſtung monatelang im Schlamm geſeſſen, auf einem
verlorenen Beobachtungspoſten. Er ſah halb verhungert
aus, elend, mager. „Sprich nicht von den letzten Tagen,
Mutter, ich bitte dich, ich kann nichts davon hören, wir
n durchgemacht, und ich ſehe nun, daß ich weiter
omme.

„Bleib bei mir!“ bat Roſe, „ich habe niemand mehr
wie dich

„Jch komme ja wieder, Mama!“
Sie zuckte zuſammen.

Achh Gott, und droben ſtanden ſchon die Franzoſen und

warteten. tAls er das alte Ferronſche Haus ſah, warf er ſeinen
Koffer zu Boden und ſtürmte die gewundene Treppe hinauf,
die alten Stufen krachten; droben flogen Türen auf.

„Großmama, der Krieg iſt aus!“
„Jobſt! Ach Gott, der Jungel“ Umarmungen, er

ſchreckte Fragen, glückliches Weinen, Tränen. Der alte
Diener kam an, Male weinend, „ach der junge Herr, wie
mager er iſt!“

„Jch muß gleich wieder fort“, ſagte Jobſt.
„Aber dieſe Nacht wirſt du doch noch bleiben?“
Er warf einen ſcheuen Blick um ſich. „Wie gern, Mama,

aber ich fürchte, es iſt der letzte Zug Und es ſchien
ſonſt noch etwas ſein Gewiſſen zu beſchweren.

„Der letzte Zug geht morgen nachmittag“.
hatte das geleſen.

„Nun, dann bleib ich bei euch!“ Er warf ſeinen Mantel
ab mit einer raſchen Gebärde, und dann ging er auf Roſe zu
und küßte ihr die Hände. „Mama, ich bin ſo rath Wie
du ausſiehſt! So jung noch! Wie ein Mädchen! Jch hab
dich faſt nicht erkannt!“ Die anderen ließen ſie allein. Frau
Adda ſorgte für ſein Logierzimmer.

„Nur nicht in Papas Zimmer!“ bat Roſe.
„Warum nicht?“, fragte Jobſt neugierig.
„Weils dort ſpukt“, ſagte die Großmama.

(Fortſetzung folgt.

Großmama
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Halle, 18., Oktober.

Starke Stimmung
für einen Angeſtelltenſtreik

Die Angeſtelltenverbände hatten für geſtern abend eine Ver

ſammlung nach dem „Volkspark“ einberufen, die zum
Scheitern der Tarifverhandlungen Stellung nehmen ſollte. Der
Saal war überfüllt. Den Rednern, die für den Streik eintraten,
wurde lebhafter Beifall gezollt. Ueber eine Entſchließung, die
während des Verlaufes der Verſammlung verleſen wurde, war
bis zum Schluß der Redaktion noch nicht abge
ſtimmt worden. Doch iſt nach der ſtarken Stimmung in der
Verſammlung für „das letzte Mittel angzunehmen, daß man
dieſes Mal ſeine Forderungen durchaus durchſetzen will. Die
Entſchließung lautet:

„Die am 12. Oktober im „Volkspark“ von über 4000
Angeſtellten beſuchte Verſammlung nimmt Kenntnis von den

urſachen, welche zu dem Scheitern der Verhandlungen mit den
Arbeitgebern geführt haben. Die Verſammlüng beauftragt
ihre Organiſationen, alle Vorbereitungen zu treffen, um dieſen
Angriff der Arbeitgeber abzuwehren und gelobt, mit allen
Mitteln ihre Forderungen voll und ganz durchzubringen.“

Der Kampf um die Ortsklaſſe A
Herr Delius war nicht unterrichtet.

Uns wird geſchrieben: „Jn Nr. 474 der „Saale-Zei-
tun g“ vom 10. Oktober 1921 findet ſich ein Bericht über die Ta
gung der deutſch- demokratiſchen Lehrer. Jn dieſem Bericht iſt
unter anderem geſagt, daß der Reichstagsabgeordnete Herr
Delius auf die Schwierigkeiten hingewieſen habe, die ſich der
t hrung der Stadt Halle von der Orts-klaſſe B des Ortsklaſſenverzeichniſſes nach der Klaſſe A ent-
gegenſtellten. Es iſt weiter geſagt, daß ein ſcharfer Proteſt gegen
eine Höhereinſtufung Halles vom Syndikus der Allgemeinen
Arbeitgeber Vereinigung für Halle und Vororte im Reichstage

vorliege, und daß dieſer Proteſt von wirtſchaftlichen Verbänden
unterzeichnet ſei. Von dieſen Verbänden ſind beſonders genannt:
der Mittelſtändiſche Schutzverband, der Verband für die Kaliin-
duſtrie, der Verband der land und forſt wirtſchaftlichen Arbeit-
geber. Der Jnhalt dieſer Notiz iſt irreführend. Es iſt zwar rich
g, daß an die Reichsregierung vor längerer Zeit eine Eingabe
gerichtet worden iſt von ſeiten des Zentralausſchuſſes Halleſcher
Unternehmerverbände (ein Kartell folgender Verbände: Allge-
meine Arbeitgeber-Vereinigung für Halle u. Vororte, Unterver-
band Halle des Arbeitgeberverbandes für den Braunkohlenberg-
bau, Arbeitgeberverband der Kaliinduſtrie, Halle, Arbeitgeber-
verband für das Baugewerbe, Reichsverband für das Deutſche
Tiefbaugewerbe, Halle, Land- und forſt wirtſchaftlicher Arbeit-
geberverband des Saalkreiſes e. V., Halle, Mittelſtändiſcher
Schutzverband, Sitz Halle (Saale), Arbeitgeberverband deutſcher
VerſicherungsUnternehmungen, Halle, Arbeitgeberverband für die
chemiſche Jnduſtrie, Sektion Vb, Wolfen) und daß in dieſer
Eingabe die Notwendigkeit der Belaſſung der Stadt Halle in der
Ortsklaſſe B betont worden iſt. Unterzeichnet war dieſe Eingabe
im Auftrage des Zentralausſchuſſes Halleſcher Unternehmerver-
bände vom Syndikus der Allgemeinen Arbeitgeber-Vereinigung,
der gleichzeitig die Geſchäfte dieſes Zentralausſchuſſes führt. Es
iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch die wirtſchaftlichen- und Arbeit-
eberverbände ſich mit der Frage der Höhereinſtufung der Stadtall beſchäftigen müſſen und ihre Stellungnahme in der genann-

ten Eingabe zu dieſer Frage war folgende: Die Verbände waren
der Anſicht, daß einem Bedürfnis nach der Erhöhung der Beam-
tenGehälter nicht dadurch abgeholfen werden kann, daß man die
Orte im Ortsklaſſenverzeichnis von einer Klaſſe in die andere ver
ſetzt, es ſei denn, daß für einen Ort ſich die wirtſchaftlichen Ver-
hältniſſe ſo grundlegend geändert haben, daß eine Verſetzung ge-
rechtfertigt erſcheint. Was die Stadt Halle anbetrifft, ſo iſt offen
ſichtlich, daß man ſie nicht auf eine Stufe ſtellen kann mit Städten
wie Leipzig, Berlin und etwa den Städten des rheiniſchweſt
fäliſchen Jnduſtrie-Gebietes. Wenn ſchon Halle in die Ortsklaſſe A
gelangen würde, wäre nicht verſtändlich, in welcher Gruppe die
genannten anderen Städte Platz finden ſollten. Die genannten
Verbände haben bei der Erwägung dieſer Frage niemals auch den
Beamten Berechtigung abgeſprochen, bei Steigerung der Lebens-
haltungskoſten eine Beſſerſtellung im Gehalt zu verlangen, nur
erſchien ihnen der Weg, dies durch Verſchiebung der Stadt im
ODrtsklaſſenverzeichnis zu erreichen, nicht der gegebene. Solange
das Syſtem des Ortsklaſſenverzeichniſſes beſteht, muß an der
Differenzierung der einzelnen Städte i werden, da eine
Verwiſchung der Unterſchiede zu völlig unhaltbaren wirtſchaft
lichen Verhältniſſen führen muß. Es handelt ſich bei der Ein-
gabe alſo nicht um einen ſcharfen Proteſt, ſondern um eine ſach-
liche Stellungnahme und um Meinungsäußerung der Verbändezum Syſtem des Ortsklaſſenverzeichniſſes im allgemeinen und im

beſonderen mit Bezug auf die Stadt Halle.

Nachklänge aus den Märztagen
Strafkammer Halle a. S.

Der 1900 geborene und noch unbeſtrafte Maler Walter
Fläming hatte ſich zu verantworten, weil er ſich einem be
waffneten Haufen angeſchloſſen hatte. Der Augeklagte gab das
zu, will ſich aber unter Zwang befunden haben. Da er ein
harmloſer Mitläufer geweſen zu ſein ſcheint und weil er aus
Unerfahrenheit und jugendlichem Leichtſinn gehandelt hat, ver
urteilte ihn das Gericht antragsgemäß zu 3 Monaten Ge-
fängnis, unter Zubilligung einer Bewährungsfriſt von drei
Jahren.

Perl zu haben.
ordert worden ſein, mitzumachen, weil er ſonſt erſchoſſen wer-

Ein anderer Zeuge bekundete, daß er in

Da er nicht aus verbre e e Neigung gehandelt habe, wurde
ihm für den Keſt der Strafe eine Bewährungsfriſt von
3 Jahren zugebilligt.

Die falſche Militärfahrkarte.
Der Tiſchler Karl Sowada, 1895 geboren und wieder

holt gegenwärtig wegen Raubes und Erpreſſung
eine Zucht Sürafe von 7 Jahren 8 Monaten. Er ſtand jetzt

vor Gericht unter der Anklage, im Februar 1020 eine Militär
fahrkarte verfälſcht zu haben und darauf nach Roſenberg und
zurückgefahren zu ſein. Früher hatte er zugegeben, ein anderer
habe die Fahrkarte auf ſein Geheiß und in ſeiner Gegenwart
eng was er jetzt aber beſtritt. Das Gericht hegte keinenZwei daß er gewußt habe, die von ihm benutzte Fa

ſei gefälſcht, und daher mußte er beſtraft werden. Das Gericht
erkannte auf eine Zuſatzſtrafe von einem Monat Zuchthaus.

Die Frauenwoche des OberſchleſierHilfewerks
Der Verband der LandesFrauenvereine vom

Roten Kreuz, der Bund Deu t auenvereine, die Reichs
Frauenausſchüſſe der Deutſchnationalen Volkspartei, der
Deutſchen Volkspartei und der Deutſch- Demokratiſchen Partet,
das ReichsGenevalſekretariat der Deutſchen Zentrumspartei, der
Jüdiſche Frauenbund Berlin und noch andere führende Frauen
vereinigungen rufen jetzt zu einer allgemeinen Frauen
woche zugunſten des rege e auf, die für den16. bis 28. Oktober geplant iſt. Jn dem Aufruf erinnern ſie an
das unſagbare Leid der mißhandelten, beraubten, aus ihrer
friedlichen Häuslichkeit vertriebenen oberſchleſiſchen Frauen und
7 die deutſchen Frauen und Mädchen auf, die Not dieſer
heldenhaften Dulderinnen lindern zu helfen. Es ſind für dieſe
Woche Veranſtaltungen geplant, deren Einnahmen reſtlos dem
O. H. zufließen ſollen. Wie ſchon ſo oft der Ruf des O. H. nicht
ungehört verhallt iſt, ſo wird auch diesmal, wo Deutſchlands
Frauen auf den Plan gerufen werden, der Erfolg ein großer ſein.

Kirchliche Perſonalien. Aus dem Amtsblatt. Befſtätigt:
Gneinzius in Rieda als 8. Pfarrer an der St.

anniskirche in Halle a. S., Diözeſe Halle Stadt; berufen und
beſtätigt: Pfarrer Kindervater in Halle a. S. als Pfarrer
in Rieda, Diögeſe Brehn cm

Perſonalien. Ernannt: Strafanſtaltshilſswachtmeiſter
Klemme zum Strafanſtaltsoberwachtmeiſter beim Straf
gefängnis in Halle a. S. Verſetzt: Juſtizoberſekretär Schul z
von Gardelegen nach Freyburg a. U. (über die Stelle iſt bereits
verfügt); Juſtizoh rſekretär Engels leben vom Landgericht
in Halle a. S. an die Staatsanwaltſchaft daſelbſt.

Die Schule am Reformationsfeſt. An dem Schulgottes
dienſt zur Feier des Reformationsfeſtes können in dieſem Jahre
auch Lehrer und Schüler teilnehinen. Der Miniſter für Wiſſen-
ſchaft, Kunſt und Volksbildung hat in einer Verfügung ausdrück-
lich genehmigt, daß Lehrer und Schüler vom Unterricht befreit
werden, wenn ſie an einem Schulgottesdienſt teilnehmen, der
zur Feier des Reformationsfeſtes veranſtaltet wird. Der
Miniſter ſetzt aber dabei voraus, daß jeder Zwang zur Teilnahtme
vermieden wird. Wo mindeſtens die Hälfte der Kinder ſich aus
ſchließt und auch die Lehrer am Gottesdienſt nicht teilnehmen, iſt
der lehrplanmäßige Unterricht zu halten.

Familien- Nachrichten
Verlobung: Lotte Voll rath mit Oskar Wilde.
Vermählungen: Heinrich Rehbein mit Enma Giebler.

Karl Delliehauſen mit Heda Teutloff.
Todesfälle: Otto Mir ller (42 Jahre). Fleiſchermeiſter

Cmil Traut mann (71 Jahre). Helene Harniſch geb.
Güßow (77 Jahre).HF Sporlberichte

Außerordentlicher Gauturntag
des Vordoſtthüringer Turngaues

Die Nordoſtthüringer Turner hielten am Sonntag, den
9. Oktober, in Weißenfels einen außerordentlichen Gauturn-
tag ab. Aus den Mitteilungen des Gauvertreters Lehrer
Meyer in Diemitz war zu entnehmen, daß das nunmehr ab-
geſchloſſene Sommerhalbjahr für die Turnerſchaft ein ſolches
beſonderer Erfolge war, daß ſich die Zahl der Vereine, der Mit-
glieder und namentlich auch der Turnenden erheblich geſteigert
hat. Sechs Vereine, und zwar die Turnvereine in Rothenburg,
Beeſenſtedt, Alsleben, Zſcheiplitz, Nehlitz und Dölkau konnten
neu aufgenommen werden. Die Meldung dieſer Verine hat Be-
deutung inſofern, als daraus zu erſehen iſt, daß das deutſche
Turnen trotz der Ungunſt der Verhältniſſe nunmehr 77 wieder
mehr und mehr auf dem platten Lande Fuß faßt, nachdem es
dort durch die Ereigniſſe des Jahres 1918 vorübergehend in den
Hintergrund treten mußte. An allen Wettkämpfen der Deut-
ſchen Turnerſchaft und des 13. Turnkreiſes war der Gau erfolg-
reich vertreten, ſo noch zuletzt bei den Deutſchen Meiſterſchafts-
kämpfen in Hannover im September, wo beſonders die Halliſchen
Turner ausgezeichnet abſchnitten. Die Gaubeiträge wur-
den mit Wirkung vom 1. Januar 1922 ab auf 1 M. für Mit-
glieder und Jugendliche beiderlei Geſchlechts erhöht, ſo daß
unter Berückſichtigung der von der Deutſchen Turnerſchaft auf
dem Turntage in Kaſſel beſchloſſenen Kopfſteuer an Beiträgen
für Turnerſchaft, Kreis und Gau pro Kopf jährlich 4 M. aufzu-
bringen ſind. Für Schulpflichtige erhebt der Gau eine jährliche
Kopfſteuer von 50 Pfg. Dieſe erhebliche, aber nicht zu ver
meidende Mehrbelaſtung wird naturgemäß zur Erhöhung der
Vereinsbeiträge führen müſſen. Der Kreisturntag des
13. Kreiſes findet am 30. Oktober in Rudolſtadt ſtatt und ent-
ſendet der Gau aus Sparſamkeitsgründen nur 12 Abgeordnete.
Die Stadt Rudolſtadt wird ſämtlichen Vertretern freie Unter-
kunft während der Tagung gewähren. Uebereinſtimmend war
der Gauturntag der Meinung, daß dem Ueberhandnehmen
der mit Wetturnen verbundenen Vereinsver-anſtaltungen beſteuert werden muß und faßte dahin-
gehende Beſchlüſſe. Zukünftig ſind alle Gauvereine gehalten,
ſolche Veranſtaltungen, ſofern der Teilnehmerkreis über den
Verein hinausgeht, dem techniſchen Ausſchuß des Gaues ſpäte-
ſtens 8 Tage vor dem Frühjahrs-Gauttrntag zu melden. Der
Ausſchuß prüft die Bedürfnisfrage und der Gauturnrat fällt die
Entſcheidung. Wetturnen ohne Genehmigung des
Gauturnrates ſind zukünftig ſtreng verboten
und Verſtöße hiergegen werden mit ſcharfen Maßnahmen bedacht
werden. Die intenſive Vereinsarbeit, der die Turnerſchaft ihre
gewaltigen Erfolge, insbeſondere auch ihren hohen Mitglieder-
beſtand von über 124 Millionen verdankt, muß wieder mehr in
den Vordergrund gerückt werden. Die Allgemeinausbil-
dung aller Mitglieder wird immer die vornehmſte Auf-
gabe der Turnvereine ſein müſſen, denn gerade damit leiſten ſie
dem geſamten Volkstum den wertvrollſten Dienſt. Das in der
Neuzeit eingetretene ſonntägliche Wandern von einem Wett-
kampfe zum anderen muß auf das rechte Maß zurückgebracht
werden, ſoll nicht der Wert des Siegerkranzes zur Bedeutungs-
loſigkeit herabgedrückt werden. Gefordert wird von allen Ver-
einen die ſtrengſte Vorbereitung auf die turneriſchen Veranſtal-
tungen von Gau und Bezirk, damit hier Beſtleiſtungen gezeigt
werden können. Jn Jahren, an welchen Gauturnfeſte abge-
halten werden, können Vereinswetturnen zukünftig überhaupt
nicht mehr ſtattfinden. Am 5. Februar 1922 wird der Gau in
Halle ein Geräte-Wetturnen in zwei Altersſtufen
abhalten. Die gewünſchte Einrichtung von Filialen
des. Verſandhauſes der Deutſchen Turnerſchaft
lehnte der Gau ab, da ihm eine Konkurrenz für die bodenſtän-
digen Geſchäftsleute ſeiner Vereine nicht angezeigt erſcheint.
Der Ausbreitung des Schwimmens im Gaubezirk ſoll beſon
dere Aufmerkſamkeit zugewendet werden, ebenſo der Propaganda
tätigkeit. Zum Preſſewart wurde A. Klinz- Halle in den Gau-
turnrat gewählt. Unterſtützungsſachen bildeten den Beſchluß der
ſiebenſtündigen Verkhandlungen.

Ein deutſchnationaler Aufruf zur Linderugnder Not der Minderbemittelten n.
A Weimar, 12. Oktober.

Die Deutſchnationale Fraktion des Land
tages von Thüringen hat folgenden Aufruf erlaſſen: „Die
in erſchreckendem Maße zunehmende Teuerung der wichtigſten
Lebensmittel hat die Not der minderbemittelten und mittelloſen
Bevölkerungsſchichten, beſonders der nicht mehr arbeitsfähigenKleinrentner, Altpenſionäre, Kriegsbeſchädigten und aeligen

Kreiſe, ins Unerträgliche ziger Der Winter ſteht vor der Tür
und mit ihm vervielfacht ſich die Sorge ums tägliche Brot. Vor
allem ſind es die Schwierigkeiten der Kartoffelverſorgung, die
wegen der Knappheit der Zufuhr und außerordentlich hohen Preiſe
die ärmere Bevölkerung mit wachſender Unruhe, ja mit Ver
zweiflung erfüllen. Die Deutſchnationale Fraktion
des Landtags von d erachtet es deshalb für ihre Pflicht,
die Oeffentlichkeit in letzter Stunde noch einmal eindringlich auf die
Notlage der Minderbemittelten und Unbemittelten hinzuweiſen
und an die Regierung, die Gemeinden und die Berufsvertretung
der Landwirtſchaft i an die Eingelperſonen, die dazu imſtande
ſind, die nachdrückliche Bitte und For erung zu richten, daß ſie
alle Möglichkeiten erſchöpfen, um die baldige und ausreichende
Verſorgung dieſer Schichten mit Kartoffeln zu verbillig-
ten Preiſen ſicherzuſtellen und durchzuführen. Sie hat ins
beſondere das feſte Vertrauen, daß die Erzeugerkreiſe ihrer
Wählerſchaft ihren Opferſinn bekunden, denn deutſchnational ſein
heißt ſozial empfinden und wahrhaft ſoziale Geſinnung begnügt
ſich nicht mit Mitleidsbeteuerungen und Verſprechungen, ſondern
wirkt ſich in Taten der Nächſtenliebe aus. Helft, ehe es zu ſpät iſt!“

Kreistag des Mansfelder Seekreiſes
g. Eisleben, 12. Oktober.

Nach Eintritt in die wieder aufgenommenen Verhandlungenwurde gegen die Stimmen der unehha igen und Kommuniſten
der Haushaltsplan er tie ges die Hinterbliebenen
in Oppau wurden 3000 Mark 7 Einſtimmig wurden
5000 Mark für die Notleidenden Rußlands ausgeſetzt und der
Kreisausſchuß damit betraut, die Stelle zu ermitteln, die eine ge
rechte Verteilung an alle Notleidenden verbürgt. Der Haushalts-
plan der Kreisſparkaſſe wurde Den en die 9 Stimmen der
U. S. P. und Komm. genehmigt. Eine lebhafte Debatte rief die
Anleihe für den Häuſerbau zur Unterbringung der Schutzpolizei
in Eisleben hervor. Landrat v. Mettenheim führte aus, daß es
ſich um eine Anleihe von 34 Millionen Mark handle, die die Stadt
Eisleben von dem Kreiſe erbittet, um Unterkunftsmöglichkeiten
für die Schupo zu ſchaffen. Kommuniſt König forderte natürlich
Ablehnung der Vorlage und erging ſich in heftigen Angriffen
gegen das Verhalten der Schupo, indem er e roher Mißhand-
lungen und Ausſchreitungen beſchuldigte. eſonders auffällig
iſt es, daß die Kommuniſten bei ihren Vorwürfen gegen die
Schupo nicht auch der „Heldentaten“ ihrer Gefolgsleute gedacht
haben. Allgemein wurde gewünſcht, n die Schutzpolizei viel
früher nach Eisleben verſetzt werden mußte, dann wäre es nicht
zu dem Märzputſch gekommen. Da es Pflicht des Staates ſei,
für ihre Beamten zu forgen, wurde die Anleihe mit den 14 Stim
men der Lincken abgelehnt.

Zwecks Unterſuchung der erhobenen Vorwürfe gegen die
Kreisverwaltung wegen der Vorgänge in den Kapptagen, wurde
die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens durch Klageerhebung
gegen die „Volkszeitung“ als Urheberin dieſer Angriffe beſchloſſen.

Friedeburg (Saale), 12. Oktober. Auszeichnung
treuer Arbeiter.) Bei den auf dem Vorwerk Straußhof und
der Domäne Friedeburg kürzlich gefeierten Erntefeſten wurde
ſechs langjährigen treuen Arbeitern eine beſondere Ehrung zuteil.
Herr Oberamtmann Meyer überreichte ihnen mit einer An-
ſprache eine Ehrenurkunde der Landwirtſchaftskammer, der er ein
namhaftes Geldgeſchenk beifügte. Die Namen der ausgezeichneten
ſind in Straußhof: Hofmeiſter Aue 34 Jahre, Arbeiter Bran-
dau 24 Jahre, im Dienſt; in Friedeburg: Brennereiarbeiter
Zottmann 47 Jahre, Hofmaurer Liebegott 41 Jahre,
Brennereiarbeiter Sommer 28 Jahre, Gutsnachtwächter
Lathan 23 Jahre im Dienſt. Die ſchönen wohlgelungenen
Feiern werden allen Teilnehmern in froher Erinnerung bleiben.

Erfurt, 12. Oktober. (Jum kommuniſtiſchen
Eiſenbahnattentat bei Azmannsdorf.) Wegen Teil-
nahme an dem kommuniſtiſchen Eiſenbahnattentat bei Azmanns-
dorf ſind von auswärtigen Polizeibehörden der Werkzeugmacher
Hermann Kroll und der Bahnarbeiter Otto Kühne verhaftet
und in das Erfurter Gerichtsgefängnis eingeliefert worden.

Groß-Salze, 11. Oktober. (Der „Erhängte“.) Eines
Morgens bemerkten hieſige Bürger, daß auf dem hohen Schorn
ſtein der Brauerei Morgenſtern ſich jemand aufgehängt hake,
einige wußten ſchon zu erzählen, wer es ſei. Wie ſich nun aber
Gewißheit verſchaffen? Guter Rat war teuer. Die hieſigenDachdecker lehnten es ab, den Schornſtein wegen ſeiner Froßen

Höhe zu beſteigen, es wurde daher der Dachdeckermeiſter Hoff
mann telegraphisch r. r der alsbald den Schornſtein
erkletterte. Endlich war das Ziel erreicht, aber der „Leichnam“
entpuppte ſich als eine ausgeſtopfte Perſon mit weißen Hand
ſchuhen, Rock, Hoſe und Militärmütze. Ein lautes Hallo, als der
Meiſter Hoffmann an der Erde mit dem „Erhängten“ davoneilte.
Jn einer Taſche des „Lebensmüden“ wurde noch ein Brief an den
Magiſtrat mit ungefähr folgendem Jnhalt gefunden: „Bin
lebensmüde, da Lebensmittel fehlen, hänge mich deshalb auf, bitte
den Magiſtrat, ſich meines Leichnams gnädigſt anzunehmen und
ihn in einer „Käſekiſte“ beerdigen zu laſſen.

Dresden, 11. Okt. (Die Dresdener Metall-
arbeiter) beſchloſſen mit Stimmenmehrheit die Beendi-
gung des Streiks, worauf der Verband der Metall
induſtriellen den Ausſperrungsbeſchluß aufhob. Die Arbeit wird
am Mittwoch wieder aufgenommen werden.

Schönebeck, 12. Oktober. (Billige Kartoffeln für
Kriegsveteranen.) Die Leitung der hieſigen Militärver
eine, verſchaffte ihren alten Veteranen, den bedürftigen Kameraden
und den alten Kriegerwitwen billige Kartoffeln. Graf von
Alvensleben- Neugattersleben überwies einem hie-
ſigen Kaufmann 233 Zentner Kartoffeln zum Preiſe von 40 Mk.
die in Mengen von 3 Zentnern zum Preiſe von 41 bis 45 Mark
an 76 Kameraden und Frauen verteilt wurden.

Salzwedel, 12. Oktober. (Die Eier auf dem
Straßenpflaſter.) Ein Eierhändler beförderte in einer
Kiepe, die auf dem Gepäckträger ſeines Rades ſtand, etwa
500 Eier. Durch einen unglücklichen Zufall kam der Gepäckträger
ins Rutſchen und mit ihm die Kiepe mit ihrem koſtbaren Jnhalt.
Der Jnhalt, der ſich als äußerſt zerbrechlich erwies, ergoß ſich auf
das Straßenpflaſter.

Kleine Provinznachrichten
Der deutſchnationale in Gera erſcheinende „Heimat-

bote“ iſt bis zum 15. Oktober verboten worden. Nach
Beſchluß des Gemeinderates hat die Stadt Weimar zur Unter-
ſtützung von Kleinrentnern eine Darlehnskaſſe errichtet. x Zu
einem Vierſtreik ruft das Gewerkſchaftskartell von Suhl und Um
gegend auf. Für einen Streikbruch ſieht der Aufruf 20 Mark
Geldſtrafe zugunſten Sowjetrußlands vor. Jn Karow bei
Genthin wurden einem Landwirt zwei Pferde und ein Wagen
im Geſamtwerte von 40 000 Mark geſtohlen. Der Gemeinde
rat von Roßlau keſchloß, auf dem neuen Friedhof ein Ehrendenk-
mal für die Kriegsgefallenen zu errichten.



Volkswirtschaftlicher Teil der Halleschen Zeitung
Fort mit der Kohlenzwangswirtſchaft

Wir hatten kürzlich Gelegenheit. über eine
Gerichtsverhandlung anläßlich ſogen. Verſtöße
gegen die Zwangswirtſchaft zu berichten und dabei
eine R von Schäden und Unzulänglichkeiten
dieſer Bewirtſchaftung aufzudecken. (Nr. 459
vom 6. Oktober.) Eine intereſſante Ergänzung
dieſer Ausführung bietet der nachfolgende Be
richt über die Zwangs wirtſchaft in
der Kohle, den Herr Bolte in der Handels
kammer Leipzig erſtattet hat.

Die Schriftleitung.
Als Ende des Jahres 1916 bemerkbar wurde, daß auch die

le unter Zwangswirtſchaft geſtellt werden würde, gab es
Fachleute, die dieſe Maßnahme für verfehlt hielten. Es hat ſich
aber gezeigt, daß die Bewirtſchaftung durchaus notwendig war,
nachdem der Staat immer mehr Anſprüche an die Kriegs-
induſtrie zu ſtellen gezwungen wär. Es war in mit der

wangsbewirtſchaftung betrauten Perſonen gewiß nicht leicht,
allen gerecht zu werden, immerhin muß man zugeben, daß
der Reichskommiſſar und auch ſeine nachgeordneten Organe,
von einigen Fällen abgeſehen, Verſtändnis für die ſachgemäße
krfüllung ihrr Aufgabe geigten. Nachdem nun aber ſeit Kriegs
ende ſaſt 3 Jahre vergangen ſind, iſt es wohl berechtig die Frago
zufzuwerfen, ob die Zwangsbewirtſchaftung der
Kohle noch am Platze iſt Daß dieſe Bewirtſchaftung bis
Ende September im vollen Ausmaße beſtanden hat kleine Er-
leichterungen fallen demgegenüber garnicht ins Gewicht ſoll
hier beſonders feſtgeſtellt werden.

Schon bald nach Beendigung des Krieges erſcholl der Ruf
nach Abbau aller Zwangswirtſchaft und die im Kriege beſtandenen
Feſſeln ſind durchweg gefallen. Wo dies nicht ganz geſchehen,
ſind ſie heute ſo loſe angelegt, daß ein erheblicher Abbau der
Zwangswirtſchaft auch hier feſtgeſtellt werden kann. Anders ber
der Kohle. Hier hielt man bisher ſtarx an dem im Krieg er-
richteten Zuſtande feſt und konnte ſich nicht dazu entſchließen, die
ſo notwendige Freiheit eintreten zu laſſen. Warum? Jn erſter
Linie wurde ins Trefſen geführt, daß man die Zwangswirt-
ſchaft wegen der Entente nicht aufheben könne.
Ob des guten Eindrucks wegen oder wegen der Erfüllung der
Kohlenver pflichtungen oder wegen beidem, wurde nicht geſagt.
Um den guten oder ſchlechten Eindruck brauchen wir uns nicht zu.
ſorgen, der Feindbund iſt über alle Vorgänge bei uns derar
unterrichtet, daß wir ruhig mit ofſenen Karten ſpielen können.
Und was die Erfüllung der den Feinden gegenüber
nommenen Verpflichtungen betrifft, ſo könnte dies für die Bei-
behaltung der Kohlen wirtſchaft ſprechen, wenn dem Reiche nicht
nicht andere Mittel zur Verfügung ſtänden, um ſeinen Willen
durchzuſetzen. Es dürfte bekannt ſein, daß im Deutſchen Reiche

die Kohlen wirtſchaft bisher nicht nur nicht ab-gebaut wurde, ſondern daß man ſie ſogar verſtärkt
hat und zwar inſofern, als im Frühjahr 1919 ein Kohlen-
wirtſchaftsgeſetz verordnet worden iſt, durch welches dem
Reiche außerodentliche Rechte eingeräumt werden. Man hätte
glauben ſollen, durch Schaffung dieſes Kohlenwirtſchaftsgeſetzes
werde der Reichskommiſſor für die Kohle nverteilung erſetzt. Weit
gefehlt. Die ſtaatlichen Aufſichts ſtellen wurden ver
mehrt, ſodaß wir nun heute in der Kohlenwirtſchaft folgende
Organiſationen haben: Reichs kohlenrat, Reichskohlen-
verband, Bezirk Syndikate, Reichskohlen-
kommiſſar, Amtliche Verteilungsſtellen, Koh-
lenwirtſchafts ſtellen (Landeskohlenſtellen), Bezirks-
kohlenſtellen, Ortekohlenſtellen. Mir ſcheint, das
iſt genug und es könnten ruhig einige Stellen verſchwinden.
Jedenfalls hat das Reich auf Grund des Kohlenwirtſchafts-
geſetzes die Möglichkeit, auch ſeinen Verpflichtungen dem Feind-
bund gegenüber Geltung zu verſchaffen und es bedarf dazu des
Reichskommiſſars für die Kohlenverteilung nicht.

Daß die Aufhebung der Zwangswirtſchaft notwendig iſt, iſt
wicht nur deine Anſicht. Jch habe 114 Handelskammern über
ihre Anſicht wegen Aufhebung der Kohlen-Zwangsw.rtſchaft be
fragt, außor der Antwort von einer Kammer ſprechen ſich ſämt
liche eingegangenen Antworten dahin aus, daß auch bei der
Kohle die Zwangswirtſchaft aufhören ſolle. Die Noiwendigkeit,
ſie beizubehalten, könne Handel und Jnduſtrie nicht einſehen.

Nun wird man einwenden, daß die Kohlendecke
immer noch zu kurz ſei, um die Kohle freizugeben. Durch
die Bewirtſchaftung wird die Decke natürlich auch nicht
länger, dafür aber teurer, andererſeits hat die Freigabe
onderer Zwangswirtſchaften ergeben, daß der Verbraucher ſtets
beſſer gefahren iſt; warum nicht auch bei der Kohle? Zweck
des Reichslkomdniſſars für die Kohlenverteilung iſt, dafür zu
ſorgen daß die lebens wichtigen bezw. ſtaate wichtigen Be-
triebe in erſter Linie mit Kohle verſorgt würden und
daß eine entſprechende Menge für den Haushrand ſicher-
geſtellt werde. Es iſt zu unterſuchen, ob das Volkswohl es er-
fordert, daß der Reichskommiſſar nach dieſer Richtung ſeine
Tötigkeit fortſetzt. Nach meinem Dafürhalten iſt dies zu ver-
geinen. Was heißt heute lebenswichtiger Betrieb und nach
welchem Schlüſſel will der Reichskommiſſar dieſe lebenswichtigen
Betriebe behandeln? Lebhens wichtig iſt heute jeder Be-
trieb, denn er ſchafft Arbeit und beanſprucht Arbeit“kräfte. Es
kann deshalb niemand beſtimmen, daß der Betrieb wichtiger ſei
als der andere. Als anerkannt wichtig verbleiben Eiſenbahn,
Gasanſtalten und Elektrigitätswerke. Die werden aber auch ohne
den Reichskommiſſar von ihren Lieferern als beſortders wichtig
behandelt. Staat und Verbraucher haben einzigJ ntereſſe an möglichſt viel und möglichſt
billigen Kohlen. Werden dieſe beiden Grundſragen durch
die Zwangswirtſchaft gelöſt? Nein und abermals nein. Durch
die ſtaatliche Beaufſichtigung iſt noch nicht eine Graupe Kohle
mehr gefördert worden. Wo größere Leiſtungen erzielt wurden,
war immer das Unternehmertunn der Anreger. Und das wird
ſo bleiben, auch wenn kein Reichskohlenrat oder Reichskohlen-
verband vorhanden iſt, und zwar aus dem Beſtreben heraus,
durch größere Leiſtungen die Betriebskoſten zu verbilligen. Bliebe
die Frage, ob durch die durch das Kohlenwirtſchaftsgeſetz ge-
ſchaffenen Stellen eine Verbilligung der Kohlenpreiſe ge-
währleiſtet wird. Das Gegenteil iſt der Fall; der beſtehende un
jeheure Verwaltungsappargt muß die Preiſe
verteuern. Wenn früher die Koſten für die Kohlenwirt-
ſchaft nicht beſonders beachtet wurden, weil man glaubte, die
amtliche Verteilung nicht entbehren zu können, und weil die Ver
kaufspreiſe der Fabrikate die Leiſtung der Abgaben noch zuließen,
ſo ſcheint es jetzt doch geboten, die Koſten der Bewirtſchaſtung für
die Kohle einer näheren Betrachtung zu unterziehen Ein ge-
naues Bild wird man über dieſe Koſten nicht erhelten, weil
namentlich bei den Bezirks- und Ortskohlenſtellen meiſt ein be-
ſonderer Etat nicht aufgeſtellt wird, die Koſten laufen eben durch
andere Konten, oder man hat ſich Einnahmen verſchafft, die eine
weſentliche Minderung der Koſten für die Kohlenſtelle in Er-
ſcheinung treten laſſen. Aber was man ſo ungefähr feſtſtellen
kann, ſind Summen von derartigem Ausmaße, daß die Frage
aufzuwerſen berechtigt erſcheint: iſt dies wirklich nötig? Jch
glapbe, ich greiſe nicht zu hoch, wenn ich die Koſten für die Be
wirtſchaftung der Kohle auf 300-400 Millionen Mark ſchätze.
Rechne ich mit einer Kohlenförderung von 300--350 Millionen
Tonnen, ſo koſtet urs die Bewirtſchaftung der Kohle 1 Mark je
Tonne.

Nun hat ja inzwiſchen der Kohlenausſchuß des Reichswirt-
dein Wängen der Perbraucher nachgegeben und mit

über
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So dankbar man ſein kann, ſo wenig kann die Maß-zogen.
Wenn ich von Befreiung bezw. Aufhebungnahme beſfriedigen.

der Kohlenwirtſchaft rede, dann will ich damit das ganze
Syſtem verſchwinden ſehen, ein Shyſtem, das dem
Steuerzahler enorme Gelder koſtet. Was nützt di Aufhebung
der Zwangswirtſchaft einiger Brennſtoffe, wenn trotzdern der
ganze Apparat der Zwangswirtſchaft beſtehen bleibt Nach wie
vor muß deshalb auf das Energiſchſte verlangt werden, daß die
ganze Zwangswirtſchaft verſchwinde.

Habe ich vorher die Geſamtkoſten für die Bewirtſchaftung er-
wähnt, ſo dürfte es intereſſieren, wodurch dieſe hohen Koſten
entſtehen können. Nach mir zugegangenen Nachrichten beträgt
der Etat des Reichskommiſſars für die Kohlenver-teilung 27 000 000 Mark. An Gebühren für die Landeskohlen-
ſtellen leiſtet die Induſtrie durch entſprechende Abgabe
auf Grund ihrer Bezüge etwa 17 000 000 Mark. Nehme ich die
Unkoſten der Ortskohlenſtelle Berlin mit 25 bis 30 000 000 Mark,
ſo ergeben dieſe 3 Poſten ſchon einen Betrag von 70 000 000 Mk.,
die für die Zwangswirtſchaft in der Kohle ausgegeben werden.
Leipzig koſtet über
500 000 Mark, nehme ich die Großſtädte Hamburg, Köln, Stutt-
gart, München, dann werden die Zahlen ſchon wahrſcheinlicher.
Welche Koſten für die vielen ſonſtigen Ortskohlenſtellen aufzu-
bringen ſind, iſt überhaupt nicht feſtzuſtellen, es konmen Un-
ſummen in Frage, gibt es doch Ortskohlenſtellen, die
für die Abgabe eines Hausbrandſcheiges 50 Mk.
erheben. Damit ſind ober die Koſten für die Kohlenwirtſchaft
noch nicht erſchöpft. Große Aufwendungen an Zeirund
Koſten ſind noch zu machen für die Meldungen aller Art und
Kleinarbeit, die jede Behörde bis zur kleinſten Ortskohlenſtelle
verlangt.

Es iſt der Einwand berechtigt, daß, wenn die Kohle ganz
freigegeben würde, die Preiſe eine ungeheure Steige-
rung erfahren würden. Jch ſchätze dieſe Gefahr nicht ſo groß.
Deutſchland erzeugt ja nicht allein Kohle, das Ausland hat ein
größeres Intereſſe daran, die verlorenen Abſatzgebiete wieder zu
gewinnen, die vom Ausland einſetzende Konkurrenz würde ſchon
die deutſchen Kohlenpreiſe niedrig halten, abgeſeſhen davon, daß
die führenden Männer der Kohle ninduſtrie ſchon zu
früheren Zeiten bewieſen haben, daß ſie an der Stetigkeit
der Preiſe größeres Jntereſſe haben als an
großen Hauſſepreiſen, denen die Baiſſepreiſe ſehr vald
ſolgen. Aber glaubt man wirklich die Ueberwachung der Ver-
kaufspreiſe nicht entbehren zu können, ſo kann die Auſſicht des
Wirtſchaftominiſteriums beſtehen bleiben und ausgeübt werden,
wie es früher leim preußiſchen Handelsminiſterium mit nur en
paar Tauſend Mark Koſten geſchahh.

Jch glaube alſo, daß man ſowohl Reichskohlenvat wie Reichs
kohlenverband entbehren könne daß die Einrichtung des Reichs
kommiſſars für die Kohlenverteilung ſobald wie möglich ver
ſchwinden muß, ſteht wohl außer Frage, ganz beſtimmt aber
die nachgeordneten Stellen, wie Landeskohlenämter, Bezirks-
kohlenſtellew, Ortskohlenſtellen und wie ſie alle heißen, ſchnell-
ſtens verſchwinden müßten. Welchen Zweck haben die Landes-
kohlenſtellen überhaupt? Die Verbraucher
nicht feſtſtellen, es ſei denn, daß recht viel Schreibereien durch die
verurſacht werdenden Rückfragen ſtattfinden und dadurch Be
läſtigungen jeder Art vorkommen müſſen. Das Kaliſyndikat hat
eine eigene Kohlenbeſchaffungsſtelle und muß außerdem jährlich
7 bis 800 000 Mark für die Landeskohlenſtellen aufbringen.
Einen Nutzen haben die Verbraucher von den Landeskohlen-
ämtern nicht, und was der Allgemeinheit nicht nützt, hat keine
Lebensberechtigung. Jn gleicher Weiſe müſſen die Bezirkskohlen-
ämter aufgehoben werden, die gleich den Ortskohlenſtellen keine
Lebensberechtigung mehr haben.

Ein Kapitel für ſich bilden die Meldekarten der Jn-
duſt rie. Vom Beginn ihrer Einführung an bilden ſie einen
Gegenſtand der Anfeindung. Wieviel meldepflichtige Betriebe in
Deutſchland beſtehen, habe ich nicht feſtſtellen können nur ſoviel
weiß ich, daß monatlich hunderttauſende von Kilo Kohle nötig
ſind, um das Papier für die Karten anzufertigen, müſſen doch
für 1 Kilo ſolchen Papieres mindeſtens 3 Kilo Kohle aufgewendet
werden, wie mir von Farhleuten berichtet wird. War man bei
deren Einrichtung ſchon über die Zweckmäßigkeit im Zweifel, ſo
muß das Verſchwinden dieſer Karte auf das Entſchiedenſte ge-
fordert werden. Sie muß jeden Monat an ſo und ſo vrek Stellen
geſchickt werden, erfordert außer dem Anſchaffungspreis viel
Schreiblaſt und Porto und iſt eigentlich heute weiter nichts mehr
als eine Auskunftseinrichtung ſür die verſchiedenen Lieferanten,
die dem Geſchäftsgeheimnis direkt Hohn ſpricht.

Jch wünſchte, die Herren im Reichskohlenverband oder beim
Reichskommiſſar hätten einen Betrieb zu leiten, er ihnen alle
die Meldepflichten an Verteilungsſtellen, OrtsFohlenſtellen.
Landeskohlenämtern und wie ſie alle heißen, auferlegte, ſie
würden ſchen aus der Kenntnis dieſer kleinlichen Beläſtigungen
in das Verlangen „Fort mit der Zwangswirtſchaft der Kohle“
einſtimmen. Der Sfaatsbürger muß aber erſt recht energiſch die
Aufhebung der Zwangs wirtſchaft aus den dargelegten Gründen
verlangen. Deutſchland iſt zu arm, um ſich eine derart teure
Kohlenbewirtſchaftung leiſten zu können. Darum die FJorderung:
Aufhebung der Zwangswirtſchaft auch in der Kohle, je eher, deſto
beſſer!

Hktiengeselischaften
Halle-Hettſtedter Eiſenbahn

Die unter Vorſitz des Geh. Kommerzienrats Lehmann
ab gehaltene Generalverſammlung erledigte die Regularien, nahm
einige Satzungsänderungen, die durch den geſunkenen Geldwert
notwendig geworden ſiyd, vor und beriet ſchließlich die Aufnahme
eines Darlehens. Juſtizrat Czarnikow führte hierzu aus,
daß beſonders eine Vergrößerung der Werkſtätten notwendig ſei.
Ferner ſoll das Darlehen auch zur weiteren Vergrößerung und
Materialbeſchaffung dienen. Er ſtellte den Antrag, den Aufſichts-
rat zur Aufnahme eines Darlehens in Höhe von 8,5 Mill. Mk. zu
ermächtigen. Der Zinsfuß ſoll 6 Proz. betragen und das Dar-
lehen bis 1932 aufgenommen werden. Frühere Rückzahlung ſoll
möglich ſein. Der Antrag wurde angenommen. Jnfolge dieſer
Anleihe wurde die Zuwahl eines Aufſichtsratsmitgliedes notwen
dig, als das Herr Melchior, Berlin, präſidiert wurde. Die
Wahl erfolgte einſtimmig.

Hildebrandſche Mühlenwerke, Akt.-Geſ., Halle. Dividenden-
vorſchlag 22 Prozent auf alte, 11 Prozent auf junge Aktien.
Näheres ſiehe nächſte Ausgabe.

w. Hirſchberger Maſchinenbau Aktiengeſellſchaft vormals
Starke und Hoffmann. Dividendenvorſchlag: 15 Prozent gegen
7 Prozent.

w. Gußſtahlwerk Witten.
wie im Vorjahre.

tk. Gründung eines bedeutenden Jnduſtrie-Unternehmens. Auf
reußiſchem Anteil in der Nähe der Halteſtelle Langenbuch plant
die neugegründete Berliner Holzverwertungsgeſellſchaft Buſold u.
Schwarzelühr die Errichtung eines großes Sägewerkes.

Dividendenvorſchlag 30 Prozent

Späteſtens im nächſten Frühjahr ſoll das Unternehmen in Betrieb
enommen werden. Soviel man hört, kommen 10 Sägegatter zurAufſtellung Wie die Schleizer Zeitung ſchreibt, verfügt die Ge-

ſellſchaft über ein Aktienkapital von vorläufig 7 Millionen
Mark. Vorſitzende des Aufſichtsrates ſind Hofkammerrat Dr.
Ebersbach und ein holländiſcher Bankdirektor; dem Aufſichtsrat

können den Zweck

1 000 000 Mark, Nürnberg, Korlsruhe je

Wirkung vom 1. Oktober Koks und die ſogenannten minder-) gekören u. a. an der bekannte Grubenholzgroßhändler Heinri
wertigen Vrennſtoffe der Bewirtſchaftung entf Eckmann in Thalhauſen und Herzog Ernſt Adolf zu Mecklenburg-

Doberau (der Schwiegerſohn des Fürſten Reuß j. L.). Aktionäre
ſind u. a. auch verſchiedene Hofkammern, ſo z. B. die in Schleiz,

industrie, Handel, Handwerk
Erhöhung der Hauſierſteuer

Dem Staatsrate iſt ein Entwurf zugegangen, der die Beſteue.
rung des Cewerbebetriebes im Umherziehen erhöht. Sie betrug
lisher 48 Mark, konnte bis 6 Mark ermäßigt und bis 144 Mk. er
höht werden. Sie ſoll künftig betragen: 100 Mark für das Feil-
bieten gewerblicher Leiſtungen ſowie für das Darbieten künſtlicher
Schauſtellungen ohne Kunſtintereſſe, 150 Mt. für den Handel mit
geringwertigen Waren, 300 Mark für den Handel mit wertvollen
Waren, 500 Mk. für den Viehhandel. Jſt der Betrieb nur ein
Nebenbetrieb oder iſt der Händler Kriegsbeſchädigter, Krüppel oder
Greis ſo kann der Satz ermäßigt werden. Wird das Gewerbe mit
Perſonal betrieben oder mit Wagen, ſo werden Zuſätze erhoben,
Bei Schaubuden, Zirkuſſen kann eine Jahresſteuer bis Mk.
erhoben werden.

Jn der Begründung wird ausgeführt, daß das Hauſiergewerbe
im letzten Jahre bedeutend an Ausdehnung gewonnen habe und
infolgedeſſen das ſeßhafte Gewerbe ſchädigt. Die Umſätze haben
ſich bedeutend vermehrt, ſo daß auch der Staat am Gewinn teil-
nehmen will. Die Erhöhung ſoll in erſter Linie Schleichhändler
und Schmuggler treffen. Es wird anerkannt, daß in vielen Gegen
den der Hauſierhandel eine Notwendigkeit iſt, da das Reiſen in der
Stadt zu teuer geworden iſt. Kriegsbeſchädigten und Kriegswitwen
wird Nachlaß gewährt werden.
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TU. Zollverkehr mit Polen und Danzig. Die geſamten, im
Zoll, Ein und Ausfuhrverkehr mit Polen und Danzig künftigin Frage kommenden Beſtimmungen ſind im Auftrage ber Han

delskammer Danzig zuſammengeſtellt worden und gelangen dem-
nächſt in einer Druckſchrift zur Ausgabe. Näheres über die Be-
zugsbedingungen iſt bei den Handelskammern zu erfahren.

Geldmarkt und Banken
w. Deutſch-Aſiatiſche Bank. Auf Grund der Verordnung des

Bundesrats betreffend die Bilanzen von Aktiengeſellſchaften uſw.,
die Vermögen im Auslande oder in den deutſchen Schutzgebieten
haben, vom 25. Februar 1915 hat der Herr Reichsminiſter des
Auswärtigen auf Antrag der Deutſch-Aſiatiſchen Bank die in
deren Statut für die Aufſtellung der Jnventur und Bilanz, der
Gewinn und Verluſt- Rechnung und des Geſchäftsberichtes, ſowie
für die Abhaltung der ordentlichen Generalverſammlung feſt
geſetzten Friſten für die Geſchäftsjahre 1915, 1916, 1917, 1918
1919 und 1920 um weitere je ſechs Monate, d. h. für die genann
ten ſechs Geſchäftsjahre bis Ende April bzw. Ende Juni 1022,
verlängert.

Börsenberlchte
Ein neuer Rekord des Pollar!

Die ungünſtigen Nachrichten über Oberſchleſien und die
kritiſche innerpolitiſche Lage haben an der Börſe zu einer neuen
außerordentlich ſcharfen Steigerung der fremden Deviſenkurſe
geführt. Da dieſe Bewegung heute nicht mehr durch Abgaben
der Reichsbank oder der Spekulation gehemmt wurde, erreichte
der Dollar einen erneuten Rekordſtand mit 133, der ſich nach
Schluß der amtlichen Deviſenfeſtſtellung allerdings wieder ganz
leicht bis auf 13216 abſchwächte.
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Produktenbericht. Berlin, 12. Oktober. Die ſcharfe Auf-
wärtsbewegung der Deviſenkurſe hatte am Produktenmarkte eine
beträchtliche Preisſteigerung für einzelne Artikel zur 33 Das
Geſchäft war eng begrenzt, teils wegen des jüdiſchen Feiertages.
Jedenfalls war der Markt ſehr ſchwach beſucht. Die erhöhten
amerikaniſchen Preiſe für Weizen und Mais wirkten gleichfalls
preisſteigernd, namentlich zog Mais an, wobei aber auch Käufer
wegen der Feldarbeiten fehlten. Weizen wenig umgeſetzt. Jn
Roggen konnte die ſtarke Kaufluſt bei weitem nicht befriedigt wer-
den. Jn allen Futterſtoffen zeigte ſich viel Nachfrage bei ge-
ringem Angebot. Von Mehl ſtellten ſich namentlich die aus aus
ländiſchem Weizen hergeſtellten Qualitäten höher.

Berliner Metallnotierungen.
Bexlin, 12. Okt. Preise für 100 kg in Mark.

Raffinade-Kupfer 99--99,3 Zinn (Banca-Straits-Austrah
3200 740077500

Orig.-Hütt.-Weichblei 1100/ 1150 Hüttenzinn(mind. 999 7800/7900
Orig.-Hütten-Rohzink Reinnickel (98-999 6500 6600

im freien Verkehr 1175/1250 Antimon (Regulus) 12251275
Remelted-Platt.-Zink 1000/1050 Silber in Barren, ca 900 fein
Orig.-Hütten Alumin. 98-9900 für 1 kg 2600/2700

Elektrolytkupfer p. 100 kg(in gekerbten Blöckchen)
4950/5050 Original-Hütten-Rohzink

Orig. -Hütten-Alumin. in al ab oberschl. Hütte 353
drant od. Drahtbarren)s150/5250 Preis des Zinkhüttenverdandes 1260

Devisen-Notierungen Berlin, 12. Oktober.
Geld Brief Geld Brie:Amsterd.-Rottd. 4395.60 4404,40 Paris

Brüss.-Antwerp. 944,05 945, Schweiz
Christiania 1608,35 1611,65 Spanien Tj Kopenhagen 2497.50 2502.50 ien (altes) 7 eStockholm 3056.,10 3063, 10 Oesterr. abgest. 6. 88 6,92
Helsingfors 198,30 198,70 rag 40.,85 141,15
Italien Budapest 19.48 19,52London 509,45 510.55 Poln. Mark 3,15 Tr
New Vork 131,86 132,40 Buenos Aires 43.45 43,55
Nichtamtliche Raubfutter-Notierungen:
Weizen und Roggenstroh drahtgepreßt 25--28.
Haferstroh drahtgepreßt 28--29, Stroh seilgebündelt 19--21.
Langstroh seilgebündelt 22--24,Wiesenheu, gut, gesund und trocken, 77—-78, gut, gesund und

trocken (Nachmahd) 69-71, gesund und trocken, 55--61,
Kleeheu 90--100, alles ab Stationen.

Handelsschrifttum
Bücherei für Bilanz und Steuern. Herausgegeben von

Profeſſor Dr. Großmann, Leipgig. Band V: Umſatzſteuer und
Buchführung. Eine Unterſuchung über die Wirkung der Umſatz
ſteuer auf die Organiſation, Buchführung und Ertragswirtſchaft
kaufmänniſcher Betriebe Von Dr. phil. Franz Findeiſen
Dozent der Pribvatwirtſchaftslehre an der Handelshochſchule
Nürnberg. Preis geb. 10, M. 1921 Jnduſtrieverlag
Spaeth Linde, Fachbuchhandlung für Steuerliteratur,
Berlin C. 2.

Lexikon des Geld-, Bank und Börſenweſens. Begriffe.
Ausdrücke und Vorgänçe des täglichen Geſchäftsverkehrs in
ihrer Bedeutung und Anwendung. Ein Nachſchlagebuch für
Banken, Handel, Jnduſtrie und Juriſten ſowie für Bank
Sparkaſſen-, Genoſſenſchafts-, Staats- und Gemeindebeamte
Von Landesbankdirektor E. Baſtian, Geh. Finanzrat. Preis
geb. M. 19,80 einſchl. Teuerungszuſchlag, Porto M. 1,
Muth'ſche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.

Hauptſchriftleiter Helmut Böttcher.
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher; für politiſche Nachrichten
Ernſt Meſſerſchmidt; den volkswirtſchaftlichen Teil: Hermann Huth
für Kommunalpolitik, lokale Nachrichten und Sport: Hans Heiling; für die Abteilung
Kunſt, Wiſſenſchaft und Unterhaltung, ſowie den übrigen unpolitiſchen Teil Erich
Sellheim. Für den Anzeigenteil: Pan Kerſten, ſämtlich in Halle a. S
Otto Thiele, Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen Zeitung, Halle a. S
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